
Aargau

Bis die Gefängnistüre ins Schloss fällt
DieArbeit der Strafverfolgungsbehörden anhand eines realen Falls erklärt.

Dominic Kobelt

Magden, 5. März 2023, 1.12 Uhr: Ein
Mannmeldet demNotruf, dass bei sei-
nem Nachbarn drei Personen mit Ta-
schenlampen ums Haus schleichen.
Fünf Patrouillen werden aufgeboten,
zwei von der Kantonspolizei, eine von
der Regionalpolizei und zwei des Bun-
desamts für Zoll und Grenzsicherheit.
An der Medienkonferenz «Sicherheit
Aargau», an der Polizei, Staatsanwalt-
schaft und Jugendstaatsanwaltschaft
über ihre Tätigkeiten im 2023 infor-
mierten, schildertenBehördenvertreter
anhanddieses realenBeispiels ihreZu-
sammenarbeit. Zurück nach Magden:
«DieTäter konnten sichdurcheineun-
verschlossene Haustüre Zugang zum
Einfamilienhausverschaffenundhaben
einen Fahrzeugschlüssel entwendet»,
erklärt Markus Gisin, Abteilungschef

Kriminalpolizei. Mit dem Auto der Fa-
milie fuhren sie davon. Die Polizei
konntezweiPersonen indemgestohle-
nenAutoanhalten, einenweiterenVer-
dächtigen in einem Fahrzeugmit fran-
zösischenKontrollschildern.DieÜber-
prüfung der Fingerabdrücke ergab: Es
handelte sich um einen Jugendlichen,
der inFrankreichals vermisst gemeldet
wurde, weil er aus seinem Jugendheim
abgehauenwar,undzwei jungeErwach-
sene, einer davon mit einer Einreise-
sperre belegt. Die Festnahme erfolgte
nur zehn Minuten nach der Meldung
derNotrufzentrale.

DerArztmussentscheiden: Spital
oderGefängnis?
«Wir klärten ab,was die Personenmit-
führen und wie es um ihre Gesundheit
steht», sagtGisin.DerSchnelltesthabe
ergeben,dassalledreiunterDrogenein-

fluss standen. «Esmusste ein Arzt auf-
geboten werden, um zu prüfen, ob die
Personenhafterstellungsfähig sind.An-
ders gesagt: Könnenwir sie einsperren
oder müssen sie ins Spital?», erklärt
Gisin. Die drei Verdächtigen kamen in
Haft. IndieserZwischenzeitwurdenfür
dieStaatsanwaltschaftBerichteerstellt
mitErsuchenumweitereZwangsmass-
nahmen, etwa dem Durchsuchen des
AutosundderMobiltelefone.«Vonkurz
nach1Uhrbisum6Uhrwarenalsodrei
Polizeipatrouillengebunden,bisdieGe-
fängnistüre zufiel», sagtGisin.

DieUhr tickt: 48Stunden
bis zumHaftantrag
«EinesolcheMeldunggehtbeiunsüber
das Pikett-Telefon ein –wir sind imTa-
gesgeschäft, haben aber die Ressour-
cen, um uns um so einen Fall zu küm-
mern», führte Fabienne Morf von der

Staatsanwaltschaft Muri-Bremgarten
aus. «Es ist wie das Aufspringen auf
einen fahrenden Zug. Wir müssen auf
dengleichenWissensstandwiediePoli-
zei kommen.»

DieStaatsanwaltschaftmusste juris-
tischeinschätzen,obdieVerdachtsmo-
mente für die Anordnung weiterer
Massnahmen reichen. «Zwangsmass-
nahmenbedeuten immereinenEingriff
indiePrivatsphäreundmüssendeshalb
verhältnismässig sein», sagteMorf.

AlsErstesgalt eszuklären,obessich
um einen Haftfall handelt. «Dafür ha-
ben wir nur 48 Stunden Zeit», erklärte
Morf. In dieser Zeit wurden die Perso-
nen im Gefängnis einvernommen und
Anträge ans Zwangsmassnahmenge-
richt geschrieben. Gleichzeitig werden
fortlaufendInformationenmitderPoli-
zei ausgetauscht. Die beiden Männer
wurden schliesslich zur Anklage ge-

bracht, ihnen drohen Freiheitsstrafen.
Ein Beschuldigter im Fall Magden fiel
noch unter das Jugendstrafrecht. «Die
Jugendstaatsanwaltschaft hat dasselbe
gemachtwiedieStaatsanwaltschaft, ab-
gesehenvoneinigenSpezialitäten»,er-
klärte Beatriz Gil Fernandez, Leiterin
der Jugendanwaltschaft. Jugendliche
kommen ineinGefängnismit 24-Stun-
den-Betreuung.«DieersteHaftkönnen
wir selber anordnen, dann haben wir
eineWocheZeit,biswirvordasZwangs-
massnahmengericht müssen.» Trotz-
demwolleman die Jugendlichen rasch
befragen,weil sie vulnerabler seien.

Wenn ein Jugendlicher wie in die-
semFall ausdemAuslandundabgängig
ist, dannwird er zurückgeführt, sofern
die Institution das auch will. Hat je-
mand Wohnsitz in der Schweiz, dann
wird geprüft, ob es Massnahmen
braucht.

Dominic Kobelt

Die Strafverfolgungsbehörden luden
amFreitag zur gemeinsamenMedien-
konferenz. Die Arbeit habe zugenom-
men, sei komplexer und vernetzter ge-
worden,waren sich dieVertreterinnen
und Vertreter aller Institutionen einig.
Das sind diewichtigsten Punkte:

Wie ist diepolizeilicheLage im
KantonAargau?
Laut Dieter Egli, Vorsteher des De-
partements Volkswirtschaft und Inne-
res, ist die Sicherheit im Aargau nach
wie vor hoch. Erfreulich: Dank guter
Zusammenarbeit zwischenPolizei und
Staatsanwaltschaft konntenalle 19Tö-
tungsdelikte – 4 vollendete und 15 ver-
suchte – aufgeklärt werden.

Polizeikommandant Michael Leu-
pold hat sechs Punkte herausgestri-
chen, welche die Kantonspolizei im
Jahr 2023besondersbeschäftigten: se-
rielle Vermögensdelikte (Autoaufbrü-
che, Einbrüche), Cyberkriminalität,
Strukturkriminalität (umgangssprach-
lich organisierte Kriminalität), Hot-
spots, Landessicherheit und Verkehrs-
sicherheit.

Diebstähle ausFahrzeugen:
«Zusammenarbeitmussverbessert
werden»
2019 wurden nur sehr wenige Dieb-
stähle aus Fahrzeugen begangen – das
Phänomen schien zu verschwinden.
Seither haben sich die Delikte jedoch
verachtfacht. Täter sindmehrheitlich
junge Asylsuchende aus den Magh-
reb-Staaten (Algerien, Libyen,Marok-
ko,Mauretanien undTunesien). Leu-
pold erklärte, die Zusammenarbeit
zwischen den Kantonen müsse ver-
stärkt werden. «Es ist wichtig, dass
laufende Strafverfahren gegen eine
Person bei einer Behörde zusammen-

geführt werden, damit eine Gesamt-
strafe gefällt werden kann, die Wir-
kung zeigt», sagte er.

Cyberkriminalität: Schlaggegen
Kinderpornoringgelungen
ObwohldiePolizei unddieMedien lau-
fendüberTelefonbetrüger informieren,
haben die Fälle um 70 Prozent zuge-
nommen. «Manchmal ist den Opfern
dasPhänomensogarbekannt– trotzdem
sindsieüberzeugt,dasses sich in ihrem
Fall um einen echten Anruf handelt»,
sagteLeupold.Bekannt istetwadieMa-
schemitdemfalschenPolizisten,derda-
rumbittet,Wertgegenständezuüberge-
ben,weil sichEinbrecher inderGegend
aufhalten. ImBereichCybercrimehates
zudem mehrere Verfahren im Zusam-
menhang mit Kinderpornografie gege-
ben. Bei diesenmüssendie Strafverfol-
gungsbehörden oft international agie-
ren. Philipp Umbricht, Leitender
Oberstaatsanwalt, wies diesbezüglich
auf den Fall eines Forenbetreibers von
Kinderpornografie hin, bei dem fast 1,5
Millionen Dateien sichergestellt wur-

den.«Daswareingrosser, aufwendiger
Fall,under ist typisch fürdiemomenta-
ne Entwicklung – wir standen mit 13
Staatsanwaltschaften in drei verschie-
denenLändern inKontakt.»

Strukturkriminalität hat sich im
Aargau festgesetzt
Auch imAargauhabe sichdieStruktur-
kriminalität festgesetzt, erklärte Poli-
zeikommandantLeupold.Vertieft ging
er auf Betriebe ein, die zur Drehschei-
be von kriminellen Organisationen
werden können: «Ich denke da an
Schnellimbisse, Barbershops, Shisha-
bars oder Nagelstudios», so Leupold.
AuchhiermüssediePolizei oft kontrol-
lieren, weil keine Anzeigen eingehen
würden: «Es sindDelikte gegen Allge-
meininteressen, oder die betroffenen
Opfer stehen unter Druck und gehen
nicht zur Polizei», so Leupold.

Hotspots: Leupoldwarnt vor
rechtsfreienRäumen
Die Kantonspolizei Aargau stellte eine
«vermehrte Szenenbildung» anBahn-

höfenwieAarauundBrugg sowie in In-
nenstädten fest. Hier brauche es viele
Kontrollen und damit Ressourcen.
«Wenn eine Person für einen Monat
vomBahnhofAarauweggewiesenwird,
dannmüssenwir indieserZeit auchmit
Kontrollenpräsent sein, damit diePer-
son sanktioniert werden kann, falls sie
wieder auftaucht», erklärte Leupold.
Ziel sei, dass keine rechtsfreienRäume
im Aargau entstehen würden. «Wenn
diese sich etabliert haben, bringt man
sie fast nichtmehrweg.»

Landessicherheit:WEF
beschäftigte auchdenAargau
LandstadthalterDieterEgli führte aus,
dass geopolitische Konflikte wie der
Ukraine-KriegoderderTerroranschlag
gegen Israel auch die Sicherheitslage
im Aargau beeinflussen würden.
«Einerseits lösen sieMigrationsbewe-
gungen aus, dieKonfliktewerden aber
auch inunserLandhineingetragen, bis
hin zu terroristischen Bedrohungen.»
Leupold erläuterte dazu, dass dieKan-
tonspolizei Aargau auch damit be-

schäftigt gewesen sei, kritische Infra-
struktur zu schützenundSabotageakte
abzuwehren. «Beispielsweise war am
WEF und den damit zusammenhän-
genden zwei Staatsbesuchen in Bern
auch die Kantonspolizei Aargau mas-
siv gefordert.»

Verkehrssicherheit:WenigerTote,
mehrE-Bike-Unfälle
Im Jahr 2022 hat es im Aargau 22 Ver-
kehrstote gegeben – ungefähr doppelt
sovielewie jeweils inden Jahrendavor.
2023 ist man auf dem alten Wert zu-
rück, zehn Personen kamen auf Aar-
gauer Strassen ums Leben. Eine un-
schöne Entwicklung zeigt sich bei den
UnfällenmitFussgängern,E-Bikesund
Trendfahrzeugen; diese nehmen zu.

Beatriz Gil Fernandez, Leiterin der
Jugendanwaltschaft, ging auf die Pro-
blematik der E-Roller ein: «Vielen ist
nicht bewusst, dass sie imAlter von 14
JahreneinenMofa-Ausweis benötigen,
umdiese zu fahren.» ImdümmstenFall
mache sich die halbe Familie strafbar,
führteFernandezaus: «DerVater,weil
er den E-Roller dem Junior überlassen
hat, obwohldieser keinenAusweishat,
der Junior,weil er ohneAusweis gefah-
ren ist, und das jüngere Geschwister,
weil es hinten draufgestanden ist.»

Bancomaten-Sprengungen:
Ist dasProblemgelöst?
Während an der Medienkonferenz
2022 die Sprengung vonBancomaten
noch ein grosses Themawar, hatman
davon im Aargau in letzter Zeit nicht
mehr viel gehört. Was ist der Grund?
«Wir hatten wohl Glück – die Lage ist
unverändert und in anderenKantonen
ist es weiterhin zu solchen Delikten
gekommen», sagte Leupold aufNach-
frage. Viele Bancomaten, die nicht
stark frequentiert wurden oder un-
günstig gelegenwaren, seien aufgeho-

Diebe, Daten,
Drogen
Kantonspolizei, Staatsanwaltschaft und Jugendstaatsanwaltschaft
informierten an einer gemeinsamenMedienkonferenz über ihre
Arbeit im Jahr 2023. Das sind diewichtigsten Punkte.
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ben worden. Zudem sei eine der sel-
tenenVerhaftungen vonTätern gelun-
gen, die einen Bancomaten sprengen
wollten.

Staatsanwaltschaft: Schwerere
Taten, längereVerfahrensdauer
ZumsechstenMalhintereinandergebe
es bei der Staatsanwaltschaft einen
Höchstwert bei den Falleingängen,
führte der leitende Oberstaatsanwalt
PhilippUmbricht aus –45 500warenes
2023. «Wir haben aber auch einen
Höchstwert bei der Fallerledigung,
nämlich 44 500.» Auch die durch-
schnittliche Verfahrensdauer habe zu-
genommen. «Das bereitetmir Sorgen.
Strafverfahren belasten Beschuldigte
und Opfer», erklärte Umbricht. Der
Wunsch, das einVerfahren raschabge-
handeltwerde, sei berechtigt. «Diesen
könnenwirnichtmehr immer soerfül-
len, wiewir gernewürden.»

Umbricht kamauchaufdieVerfah-
rensinhalte zu sprechen: «Eine Ge-
schwindigkeitsübertretung verursacht
normalerweise weniger Aufwand als
einTötungsdelikt.»Er stellte fest, dass
die Schwere der Fälle leicht angestie-
gen sei – es gab rund 15 Prozent mehr
Anklagen, aber auch bei den Strafbe-
fehlen haben die durchschnittlichen
Strafen zugenommen.

Von den rund 750 Anklagen, die
2023 erhoben wurden, mussten zwi-
schen 200 und 250 zwingend vor Ge-
richt, weil es umLandesverweise oder
Tätigkeitsverbote gehe – auch bei ge-
ringfügigen undmittleren Delikten ist
dies vorgeschrieben.

Jugendstaatsanwaltschaft:
MehrHaftfälle, jüngereTäter
Auchdie Jugendstaatsanwaltschafthat-
te im letzten Jahrmehr Fälle zu behan-
deln – 2022 waren es knapp 2700 Ver-
fahren, 2023 über 3000. «Trotzdem

möchte ich festhalten,dassüber97Pro-
zent der Jugendlichen nie mit dem
Strafrecht in Kontakt kommen», sagte
Beatriz Gil Fernandez, Leiterin der
Jugendanwaltschaft.

«Es gab eine Steigerung der
Gewaltdelikte», erklärte Fernandez.
Genau wie bei der Staatsanwaltschaft
wurdendieFälle längerundkomplexer,
zum Teil stehe man enormen Daten-
mengengegenüber.ZudemsinddieTä-
terinnen und Täter im Schnitt jünger
geworden.«Dashat vielmitdenCyber-
delikten zu tun, davon sind besonders
Jüngere betroffen», so Fernandez. Be-
reits im Alter von zehn Jahren hätten
viele einHandy,manchmal sei derUm-
gang problematisch, zumindest seien
die Jugendlichen aber neugierig. Mit
der Revision des Pornografieartikels
wird in diesem Bereich manches Ver-
halten entkriminalisiert. «Wir sind ge-
spannt, wie sich das auswirken wird»,
so Fernandez.

Eine Zunahme war auch bei der
Kinderpornografie, Beschimpfungen
und Bedrohungen spürbar. «Das sind
Delikte, die oft imZusammenhangmit
Cybermobbing oder Sexting stehen»,
sagte Fernandez.

Wie reagierendieParteien?
DieFDPunddieSPhabensichnachder
Medienkonferenz mit Communiqués
geäussert. «Die FDP Aargau setzt sich
für eineStärkungderStrafverfolgungs-
behörden und Polizei ein», heisst es in
einer Mitteilung. Dass der Grosse Rat
der Staatsanwaltschaft nur einen Teil
der beantragten zusätzlichen Stellen
bewillig habe, sei ein Fehler gewesen.
Die SP macht sich in ihrer Mitteilung
für eineEinheitspolizei stark: «DerRe-
gierungsrat ist mit seinem Vorhaben,
die dezentrale und duale Polizeiarbeit
in einer Polizei zusammenzuführen,
auf dem richtigenWeg.»

Aufsichtsanzeige gegen Egli:
«Anschein der Befangenheit»
SVP-FraktionschefinDésirée Stutz reichte im September 2023 eine
Aufsichtsanzeige gegen SP-Regierungsrat Dieter Egli ein.

Fabian Hägler

Im September 2023 übte SVP-
Fraktionschefin Désirée Stutz
scharfeKritikanSP-Regierungs-
rat Dieter Egli. Egli soll laut
Stutz in der Antwort auf einen
Vorstoss falsche Aussagen über
die Tätigkeit seiner Rechts-
dienst-Leiterin gemachthaben.
Zudem soll Egli verschwiegen
haben,dassgegendieChefjuris-
tin einVerfahrenwegenUrkun-
denfälschung laufe. Stutzbeliess
es nicht bei der Kritik im Gros-
sen Rat, sondern reichte auch
eine Aufsichtsanzeige gegen
den SP-Regierungsrat ein.

DieSVP-Grossrätinkritisier-
teebenfalls,dassdieLeiterindes
Rechtsdienstes im Innendepar-
tement eine Beziehung mit
einem hohen Polizeioffizier hat
–diesbestätigtederRegierungs-
rat in seiner Antwort auf ihren
Vorstoss. Stutzfindetdiesheikel,
denn der Rechtsdienst sei Auf-
sichtsbehörde der Kantonspoli-
zei, die beiden Partner könnten
vertrauliche Informationenaus-
tauschen. Sie kritisierte dieAnt-
wort derRegierungauf ihreFra-
genscharf:«Ichbinganzundgar
unzufrieden, sie ist schlicht
kreuzfalschunddasPapiernicht
wert, auf der sie steht.»

«Nicht freivonjedem
AnscheinderBefangenheit»
Nun hat das Büro des Grossen
RatsseineAbklärungenzumum-
strittenenFall abgeschlossen.Es
kommt zum Schluss, dass «die
Beantwortung nicht als falsch
und tatsachenwidrigbezeichnet
werden kann, die Interpellation
von Stutz jedoch präziser, diffe-
renzierterundausführlicherhät-
tebeantwortetwerdenkönnen».
Der Regierungsrat hat aus Sicht
desBüroseineChanceverpasst,
dieVorgängemit der Beantwor-
tung der Interpellation ausrei-
chend zu erklären.

Wegen der privaten Bezie-
hungderStabsmitarbeiterinmit
dem Polizeioffizier «kann der

EinsatzderdamaligenStabsmit-
arbeiterin nicht als geeignet be-
zeichnetwerden, umdiebetref-
fendenAufgaben frei von jedem
Anschein einer Befangenheit
wahrzunehmen», heisst es in
der Mitteilung weiter. Das In-
nendepartement vonSP-Regie-
rungsrat Egli habe aus Sicht des
Büros nicht mit genügender
Sensibilität gehandelt.DieFrau
unterstützte als Stabsmitarbei-
terin den Generalsekretär, zum
Beispiel alsAuskunftsperson für
Gutachten zu Kantonspolizei
und Staatsanwaltschaft.

Grossratsbüro
rügtauchStutz
Der Einsatz der Stabsmitarbei-
terinwar lautBüro rechtensund
der Polizeioffizier sei in einem
technischen Bereich der Kan-
tonspolizei tätig, der wenig Be-
rührungspunktevermuten lasse.
MitderÜbernahmederLeitung
des Rechtsdiensts wurden Auf-
gaben, welche zu problemati-
schen Konstellationen führen
könnten, gemäss Auskünften
des Regierungsrats an andere
Personen übertragen. Das Büro
stellt fest, dass für die künftige
Handhabung dieser Konstella-
tion «geeignete Massnahmen»
imInnendepartementgetroffen
worden seien.

Das Büro hält jedoch auch
fest, eine Aufsichtsanzeige
gegen einen einzelnen Regie-

rungsrat oderdenGesamtregie-
rungsrat könne nicht beim
Grossratspräsidiumeingereicht
werden. «Grossrätin Stutz wur-
de ersucht, für den Geschäfts-
verkehr mit dem Regierungsrat
künftig die parlamentarischen
Instrumente zu nutzen.»

Im vorliegenden Fall hätte
sie einenweiterenVorstoss ein-
reichenoderAbklärungendurch
eine Kommission beantragen
können, heisst es in der Mittei-
lung.DenngemässBürogehöre
eineverwaltungsrechtlicheAuf-
sichtsanzeige nicht zu den par-
lamentarischen Instrumenten.

Der Fall ist aus Sicht des Bü-
ros damit abgeschlossen. Das
Dossier wird der Kommission
für öffentliche Sicherheit (SIK)
zurKenntnisnahmeübergeben.
Diese sei jederzeit frei, die An-
gelegenheit bei Bedarf im Rah-
menderordentlichenAufsichts-
tätigkeit weiterzuverfolgen.

Désirée Stutz sagt aufAnfra-
ge, sie sei zufrieden, dass das
Büro die Sache an dieHand ge-
nommen und Abklärungen ge-
troffen habe. Sie begrüsse es
auch, dass im Innendeparte-
ment nunMassnahmen getrof-
fen worden seien, um heikle
persönliche Konstellationen zu
vermeiden. Stutz will deshalb
weder einen neuen Vorstoss
einreichen, noch eine weitere
Untersuchungdurch eineKom-
mission verlangen.

SVP-FraktionschefinDésirée
Stutz. Bild: Sandra Ardizzone
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So hört die Schweiz besser
24 Stunden täglich ist unser
Gehör im Einsatz und leitet uns
durchsLeben:Zahlen zeigen, dass
wir mehr darauf achten sollten,
unsereHörstärke zu bewahren.

Lange gesund bleiben, das wollen
wir alle. In diesem Zusammenhang
denken wir an gute Ernährung, aus-
reichend Bewegung und regelmäs-
sige ärztlicheUntersuchungen.Was
für viele Menschen jedoch nicht im

Vordergrund steht, ist,
dass auch eine
gute Hörstärke
ein wichtiger
Faktor zur Erhal-

tung der Gesundheit ist. Zahlen
aus unserem Land zeigen, dass in
diesem Bereich noch viel Bewusst-
sein geschaffenwerdenmuss.
Hörstärke in der Schweiz
Laut der Eurotrak-Studie, Europas
grösster Studie zur Hörsystem-
versorgung, hört die Schweiz
verhältnismässig gut: In der
Gesamtbevölkerung ab 18 Jahren
geben 9 Prozent der Befragten an,

von einer Hörminderung betroffen
zu sein. Auf den ersten Blick klingt
das nach sehrwenig – dochnatürlich
steigt der Anteil mit dem Alter. Bei
den über 74-Jährigen ist es beinahe
jedeund jederDritte.Alarmierend ist
jedoch, dass sich von diesen Perso-
nen nur 46 Prozentmit Hörlösungen
versorgen lassen. Das sind zwar
mehr als noch vor einigen Jahren –
trotzdem zeigen die Zahlen, dass
sich viel zu viele Menschen unnöti-
gerweise mit ihrem Schicksal abfin-
den oder erst Jahre nach den ersten
SymptomenUnterstützung suchen.
Lebensqualität durch
besseresHören
Dabei gibt es absolut keinen Grund,
den Einsatz von Hörlösungen
hinauszuzögern: So gut wie alle
Betroffenen geben an, dass ihre
Lebensqualität durch dieHörlösung

deutlich verbessert wurde. Ausser-
dem haben siemit denGeräten aus
den letzten Jahrzehnten nichts
mehr zu tun und sind kaum sicht-
undwahrnehmbar. ModerneHörlö-
sungen liefern eine natürliche
Hörqualität, bilden ein 360-Grad-
Hörerlebnis ab und sind mit dem
Smartphone &Co. kompatibel. Wer
sein Gehör fachgerecht versorgt,
findet nicht nur zumehr Hörstärke,
sondern auch zu mehr Selbstwert-
gefühl, körperlicher Gesundheit,
Konzentrationsfähigkeit und sozia-
ler Lebensfreude.
In einemunserer über 80Hörcenter,
die über die gesamte Schweiz
verteilt sind, begrüssen wir Sie
gerne zu einem unverbindlichen
Beratungsgespräch und laden Sie
ein,aktuelleHörtechnologien30Tage
lang auszuprobieren.
Eine umfassende Höranalyse bei

hesch
ghört?

he
JetztQR-Code scannen
oder Termin unter
neuroth.comvereinbaren.

uns ist schonder erste Schritt in die
richtige Richtung, wenn Sie das
Gefühl haben, dass Ihre Hörstärke
nachlässt.
Wir freuenunsaufSie. IhreNeuroth-
Expertinnen und Experten in Ihrer
Nähe inAarau,WohlenAGundBaden.

Kostenlose Infonummer:
0080080018001,über80Hörcenter
in der Schweiz und Liechtenstein
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